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Nds. MBL. Nr. 44/2015

A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln
in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 10. 11. 2015
— 203-11700-6 BOL —

Das Auswirtige Amt teilt mit, dass die honorarkonsularische
Vertretung des Plurinationalen Staates Bolivien in Hamburg
eine neue Adresse hat:

c/o Haches The Hanseatic Nut Company GmbH
Am Kaiserkai 1

20457 Hamburg

Tel.: 040 226163771

Fax: 040 226163774

E-Mail: info-consular@bolivia-hh.de.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1406

B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Mitteilung von Todes- und Ungliicksfillen
durch die Polizei

RdErl. d. MI v. 2. 11. 2015 — 22.1-11705 —

— VORIS 21011 —

Bezug: RdErl. v. 24. 4. 2008 (Nds. MBL. S. 524)
— VORIS 21011 —

1. Werden der Polizei bei der Erfiillung ihrer Aufgaben Un-
gliicksfille, durch die Personen schwer verletzt werden, oder
Todesfille bekannt, so hat sie sicherzustellen, dass die Ange-
horigen unverziiglich in geeigneter Weise unterrichtet wer-
den. Sie kann sich hierzu anderer vertrauenswiirdiger Perso-
nen bedienen.

Handelt es sich bei den schwerverletzten oder getdteten
Personen um Ausldnderinnen oder Auslédnder ist wie folgt zu
verfahren:

In Todesfillen unterrichtet die Polizei unverziiglich die zu-
standige konsularische Vertretung grundsatzlich fernmiind-
lich. Sofern mit einem ausldndischen Staat keine diploma-
tischen Beziehungen bestehen, ist die Schutzmachtvertretung
zu unterrichten. Hat kein ausldndischer Staat die Aufgaben ei-
ner Schutzmacht tibernommen, so ist der ausldndische Staat
auf dem polizeilichen Wege (Interpol) zu unterrichten. Das-
selbe gilt, wenn der ausldndische Staat in der Bundesrepublik
Deutschland keine diplomatische Vertretung unterhilt, z. B.
wenn die diplomatische Vertretung des ausldndischen Staates
sich in einem anderen ausldndischen Staat befindet.

Im Fall schwerer Ungliicksfille ohne todlichen Ausgang
sollte vorrangig — soweit moglich — die Einwilligung der
schwerverletzten Person fiir eine Unterrichtung der zustidn-
digen konsularischen Vertretung des Heimatstaates eingeholt
werden. Ist dies nicht moglich, unterbleibt eine Unterrichtung
der konsularischen Vertretung durch die Polizei. Eine Unter-
richtung kann auch unterbleiben, wenn Angehérige der Aus-
landerin oder des Ausldanders im Bundesgebiet erreicht wer-
den, die sich um die schwerverletzte Person kiimmern.

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2016 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2021 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf
des 31. 12. 2015 aufier Kraft.

An die
Polizeibehorden und -dienststellen

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1406
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Niedersichsisches Beamtengesetz;
Weitergeltung des Beihilfe- und Heilfiirsorgeanspruchs
wihrend der Beurlaubung wegen der Begleitung
einer oder eines nahen Angehorigen
in der letzten Lebensphase

RdErl. d. MI v. 5. 11. 2015
— 11.22-03102/4.80, 03102/4.114 —

— VORIS 20444 —

1. Aus Griinden der Fiirsorge wird im Vorgriff auf eine beab-
sichtigte Anderung der §§ 80 und 114 NBG Folgendes gere-
gelt:

Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern soll gemaf}
§ 9a Abs. 4 Nds. SUIIVO zur Begleitung einer oder eines
schwerstkranken nahen Angehorigen in der letzten Lebens-
phase Urlaub unter Wegfall der Beziige bis zu einer Hochst-
dauer von drei Monaten erteilt werden. Sofern der erteilte
Sonderurlaub eine Dauer von einem Monat tibersteigt, entfallt
gemdfl § 80 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 NBG der Beihilfeanspruch.
Entsprechendes gilt gemafl § 114 Abs. 1 Halbsatz 1 NBG fir
den Anspruch auf Heilfiirsorge. Abweichend hiervon wird aus
Fiirsorgegriinden bestimmt, dass in den Féllen einer Beurlau-
bung nach § 9 a Abs. 4 Nds. SUrIVO der Anspruch auf Bei-
hilfe- oder Heilfiirsorge bestehen bleibt.

2. Dieser RdErl. tritt am 18. 11. 2015 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2020 aufler Kraft.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden Korper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 44/2015 S. 1406

Fahrtkosten und Kostenbeitrige
fiir Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmer

RdErl. d. MI v. 9. 11. 2015 — 36.12-13024/5 —

— VORIS 21090 —

Bezug: RdErl. v. 16. 2. 2010 (Nds. MBL. S. 351)
— VORIS 21090 —

Die NABK erstattet ab 1. 1. 2016 geméfd § 33 Abs. 1 Satz 2
NBrandSchG aus dem Landesanteil an der Feuerschutzsteuer
an alle Mitglieder niedersédchsischer Freiwilliger Feuerwehren
und Pflichtfeuerwehren, die von den Gemeinden oder Land-
kreisen zu im Lehrgangsplan ausgeschriebenen Lehrgdngen
oder Fortbildungsveranstaltungen entsandt werden, nach
Mafigabe des Landeshaushaltsplanes die entstandenen Fahrt-
kosten und zahlt einen Kostenbeitrag in Hohe von 2,60 EUR je
Lehrgangstag.

Erstattet werden die Fahrtkosten auf der Grundlage der von
der Deutschen Bahn AG veroffentlichten aktuellen Preisliste fiir
eine Hin- und Riickfahrt 2. Klasse, wobei der von der Deutschen
Bahn AG ausgewiesene Gesamtpreis fur die Entfernungsstufe
von bis zu 100 km anteilig je tatsdchlichem Entfernungskilo-
meter zugrunde gelegt wird. Die Erstattung erstreckt sich auf
die Entfernung zwischen dem Sitz der Ortsfeuerwehr und
dem Schulort.

Bei Benutzung eines gemeinde- oder kreiseigenen Fahr-
zeugs werden Fahrtkosten nicht erstattet.

Sofern hohere notwendige Fahrtkosten nachgewiesen wer-
den, erfolgt eine Erstattung gegen Nachweis.

Fahrtkosten und Kostenbeitrdge werden nicht gezahlt an Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer von Sonderveranstaltungen,
die nicht lehrgangsméflig durchgefithrt werden (z. B. Kreis-
brandmeisterdienstbesprechungen auf Landesebene, Kreisschirr-
meister-, Kreissicherheitsbeauftragten-, Kreisausbildungslei-
tertagungen).



Nds. MBI. Nr. 44/2015

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2016 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 12. 2021 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt
mit Ablauf des 31. 12. 2015 aufler Kraft.

An die

Region Hannover, Landkreise und Gemeinden

Niedersdchsische Akademie fiir Brand- und Katastrophenschutz
Nachrichtlich:

An die

Amter fur Brand- und Katastrophenschutz in den Polizeidirektionen

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1406

Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen
zu den Personalvertretungen 2016

RdErl. d. Ml v. 9. 11. 2015 — Z 2.11-03061.100 —
Bezug: RdErl. v. 20. 10. 2015 (Nds. MBL. S. 1308)

Der Bezugserlass wird wie folgt gedndert:

In Absatz 4 Satz 3 wird im Zeitplan das Datum ,,28. 2. 2016
jeweils durch das Datum ,,29. 2. 2016“ ersetzt.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Region Hannover, Landkreise, Gemeinden und sonstigen Kérperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 44/2015 S. 1407

C. Finanzministerium

Schul- und Kindertagesstittenbeihilfe
an Bedienstete des Landes Niedersachsen
wihrend einer Verwendung im Ausland

RdErl. d. MF v. 2. 11. 2015 — VD3 16 97/1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 3. 9. 2010 (Nds. MBL. S. 936)
— VORIS 20444 —

1. Allgemeines

Bedienstete des Landes erhalten wahrend ihrer Verwen-
dung im Ausland eine Schul- und Kindertagesstéttenbeihilfe.
Sie ergdnzt den Zuschlag, der als Teil des Auslandszuschlags
im Rahmen der Auslandsbesoldung fiir beriicksichtigungsfa-
hige Kinder gezahlt wird, oder das vergleichbare Entgelt fiir
Tarifbeschéftigte. Die Schul- und Kindertagesstittenbeihilfe
wird in Hohe der nachgewiesenen notwendigen und ange-
messenen Aufwendungen gewihrt.

2. Schulbeihilfe

Eine Schulbeihilfe wird fir den Besuch einer deutschen
Schule oder einer anderen ausldndischen mit einer allgemein-
bildenden Schule in Niedersachsen vergleichbaren, i. d. R. am
Dienstort oder in dessen Néhe gelegenen Schule — langstens
bis zum Abitur — wie folgt gewdhrt:

a) Der Mehraufwand gegeniiber dem Besuch einer staatli-
chen Schule in Niedersachsen wird erstattet. Hierzu geho-
ren insbesondere die Schulgebiihren (das Schulgeld) und
diesen gleichzusetzende Gebiihren, z. B. die Aufnahmege-
biihr und ggf. die besonderen Schulgebiihren fiir eine zweite
im Inland bereits begonnene Pflichtfremdsprache sowie
die Aufwendungen fiir vorgeschriebene Schuluniformen.

b) Aufwendungen fir eine Nachmittagsbetreuung (Hort) von
Grundschiilerinnen und Grundschiilern werden erstattet,
soweit diese einen Betrag von monatlich 50 EUR je Kind
ibersteigen.

c¢) Die Aufwendungen fir die tdglichen Fahrten zwischen
Wohnung und Schule (je Schultag fiir eine Hin- und Riick-
fahrt) werden berticksichtigt, wenn die kiirzeste zumutbare
Wegstrecke (Straflenentfernung) mindestens finf Kilome-
ter betrégt. Erstattet werden die Kosten fiir die tatsdchliche

Inanspruchnahme eines regelméflig verkehrenden Befor-
derungsmittels (auch Schulbus), soweit diese einen Betrag
von monatlich 30 EUR tbersteigen.

Weitere Aufwendungen (z. B. fir die Verpflegung, die Teil-
nahme an Klassenfahrten oder Ferienkursen, die Beschaffung
von Lernmitteln sowie die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaf-
ten) werden nicht erstattet, da sie nicht als Mehraufwand ge-
gentiiber entsprechenden Aufwendungen im Inland anzuse-
hen sind.

3. Kindertagesstittenbeihilfe

Eine Kindertagesstittenbeihilfe wird fir Kinder ab dem
vollendeten ersten Lebensjahr gewdhrt, wenn diese eine Kin-
dertagesstétte oder eine Vorschule besuchen oder von einer
Tagespflegeperson betreut werden und die Aufwendungen ei-
nen Betrag von monatlich 150 EUR je Kind bei maximaler Be-
treuungszeit Ubersteigen. Zu den Aufwendungen fir die
Betreuung gehoren insbesondere die Kindertagesstittenge-
biithren und diesen gleichzusetzende Gebiihren, z. B. die Auf-
nahmegebiihr. Bei einer geringeren als der maximalen
Betreuungszeit wird der Eigenanteil in Hohe von 150 EUR an-
teilig gekiirzt. Nummer 2 Abs. 1 Buchst. ¢ und Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

4. Verfahren

4.1 Die Schul- und Kindertagesstittenbeihilfe wird auf An-
trag gewdhrt. Dabei sind alle Leistungen anzurechnen, die aus
demselben Anlass oder demselben Zweck gezahlt werden.

4.2 Die Schul- und Kindertagesstittenbeihilfe ist innerhalb
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten unter Beifiigung der
Kostennachweise schriftlich bei der entsendenden Dienststel-
le zu beantragen. Die Frist beginnt mit dem Tag nach Beendi-
gung des jeweiligen Schuljahres. Die Zahlung erfolgt nach
Abschluss des jeweiligen Schuljahres oder nach dem Zeit-
punkt des Wegfalls der Voraussetzungen fiir die Zahlung der
Schul- und Kindertagesstéttenbeihilfe. Das Schuljahr i. S. die-
ser Regelung betrdgt zwolf Monate. Fir die Gewdhrung der
Kindertagesstittenbeihilfe gelten die vorstehenden Regelun-
gen entsprechend. Auf Antrag kénnen monatliche Abschlige
gezahlt werden. Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist
zu verpflichten, jede Anderung der Verhéltnisse, die fiir die
Gewihrung der Schul- und Kindertagesstittenbeihilfe dem
Grunde und der Hohe nach von Bedeutung sein kann, unver-
ziiglich anzuzeigen.

4.3 Wechseln Bedienstete infolge einer Versetzung (oder
versetzungsgleichen Mafinahme) ihren Dienstort im Ausland
oder vom Ausland ins Inland und bleibt das Kind in der bishe-
rigen Schule, wird die Schulbeihilfe weiter gewéhrt. Dies gilt
bei einer Versetzung in das Inland auch, wenn der Zuschlag
oder das Entgelt i. S. der Nummer 1 nicht oder nur noch bis
zum Ende des Monats, in dem die Versetzung wirksam gewor-
den ist, gezahlt wird. Voraussetzung fir die Gewdhrung der
Schulbeihilfe in diesen Féllen ist, dass

a) das Kind bis zum Abschluss des laufenden Schuljahres die
Schule weiter besuchen soll oder sich in einer der letzten
zwei Klassen einer weiterfithrenden allgemeinbildenden
Schule befindet, die dem Gymnasium in Niedersachsen
entspricht und

b) der tdgliche Besuch der Schule vom Elternhaus wegen der
Entfernung oder der Verkehrsverhiltnisse nicht moglich
oder nicht zumutbar ist.

4.4 Die Festsetzung der Schul- und Kindertagesstattenbei-
hilfe obliegt der fiir die Antragstellerin oder den Antragsteller
zustdndigen Bezligestelle. Die Leistungen werden zulasten des
Titels gebucht, aus dem die Beziige (Dienstbeziige, Entgelt) ge-
zahlt werden.

5. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2016 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2021 aufler Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf des
31.12. 2015 aufer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1407
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Nds. MBL. Nr. 44/2015

D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Erstattung von Aufwendungen
fiir bauliche Schallschutzmafinahmen
nach den §§ 9 und 10 des Gesetzes
zum Schutz gegen Fluglarm

RdErl. d. MS v. 2. 11. 2015 — 503.1-40 502/2 —

— VORIS 21072 —

Bezug: RdErl. v. 15. 12. 2010 (Nds. MBL. S. 1240)
— VORIS 21072 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 2. 11. 2015 wie
folgt gedndert:

In Nummer 8 Satz 1 werden die Worte ,,und mit Ablauf des
31. 12. 2015 aufer Kraft” gestrichen.

An die
unteren Bauaufsichtsbehorden

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1408

G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Messeprisentationen
kleiner und mittlerer Unternehmen
sowie Angehdoriger Freier Berufe

Erl. d. MW v. 18. 11. 2015 — 25-32311/0090 —
— VORIS 77100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewéhrt auf der Grundlage von § 8 des Geset-
zes zur Forderung kleiner und mittlerer Unternehmen nach
Mafigabe dieser Richtlinie und der VV zu § 44 LHO Zuwen-
dungen fiir Messeprésentationen niedersdchsischer Unterneh-
men. Ziel der Messeférderung ist es, die Absatzbemiihungen
der Unternehmen auf internationalen Messen im In- und Aus-
land sowie auf Ausstellungen zu unterstiitzen. Durch die For-
derung sollen Kosten und Risiken einer Messebeteiligung auf
ein vertretbares Mafs reduziert sowie betriebsgroflenspezifi-
sche Nachteile abgebaut werden.

1.2 Ein Anspruch auf Gewihrung der Foérderung besteht
nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund
ihres pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung
2.1 Teilnahme an Messen im Inland

Gefordert wird die Messeteilnahme auf einem Gemein-
schaftsstand.

2.2 Teilnahme an Messen im Ausland

Gefordert wird die Messeteilnahme als Aussteller auf einem
Gemeinschafts- oder mit einem Einzelstand.

2.3 Beschrdankung der Férderung

Das MW behilt sich vor, die Férderung auf Messen mit be-
sonderer branchenspezifischer und internationaler Bedeutung
zu beschridnken. Daneben kann fiir einzelne durch das MW
festzulegende Veranstaltungen im Ausland der Art und Hohe
nach eine besondere Forderung vorgesehen werden, insbeson-
dere auch indirekte Fordermafinahmen wie Informationsstin-
de und auflenwirtschaftlich relevante Sonderaktionen.
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2.4 Forderfdahigkeit

Forderfihig ist nur die Teilnahme an solchen Messen, die in
der Messedatenbank des Ausstellungs- und Messeausschuss
der Deutschen Wirtschaft e. V. (AUMA) verzeichnet sind.

3. Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungsempfinger (Erstempfinger) bei der Forde-
rung von Gemeinschaftsstinden gemédfl den Nummern 2.1
und 2.2 ist der Organisator der Messeprasentation.

3.2 Zuwendungsempfinger bei der Férderung von Einzel-
stinden auf Auslandsmessen bzw. Letztempfinger bei der For-
derung von Gemeinschaftsstinden geméfi den Nummern 2.1
und 2.2 sind kleine und mittlere Unternehmen (im Folgen-
den: KMU) i. S. der geltenden Definition der EU-Kommission
und Angehorige Freier Berufe mit Sitz oder Betriebsstitte in
Niedersachsen.

Danach gelten als KMU Unternehmen nach dem Anhang
zur Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. 5. 2003
betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der
kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. EU Nr. L 124 S. 36).

3.3 Es konnen auch Auslandsmessebeteiligungen von Wirt-
schaftsverbanden und wirtschaftlichen Selbstverwaltungsor-
ganisationen gefordert werden, sofern dies mit den Zielset-
zungen dieser Richtlinie vereinbar ist.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Bei der Forderung von Gemeinschaftsstinden ist der Be-
willigungsstelle vom Organisator eine einheitliche Konzep-
tion vorzulegen, die die auf der Basis des ,Niedersachsen-
Stils“ fiir Prasentationen des Landes entwickelten gestalteri-
schen Vorgaben berticksichtigen soll. Bei den Gemeinschafts-
stinden im In- und Ausland soll die Teilnahme von mindes-
tens acht niedersdchsischen Unternehmen vorgesehen wer-
den.

Des Weiteren sind zur Beurteilung der Forderwiirdigkeit
Ausfiithrungen zu folgenden Qualitétskriterien erforderlich:

4.1.1 Erfahrungen in der Organisation von Gemeinschafts-
standen,

4.1.2 Kenntnisse der niedersichsischen Branche (je nach
Messe),

4.1.3 Umsetzbarkeit und Logik des Konzepts fiir die Akquise
der Aussteller,

4.1.4 Kosten pro Aussteller,
4.1.5 Plausibilitdt und Qualitdt der Antragsunterlagen.

Die Gewichtung der Qualitétskriterien (Scoring-Modell) ist
aus der Anlage ersichtlich. Geférdert wird ausschlieBlich der
Antrag, der die hochste Gesamtpunktzahl, mindestens jedoch
die Mindestpunktzahl, erreicht hat.

4.2 Der Organisator ist grundsétzlich dazu verpflichtet, die
Aussteller zu beraten und wahrend der Messe sowie in der
Vor- und Nachbereitungsphase der gemeinschaftlichen Mes-
seprésentation zu betreuen.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung bei Gemeinschaftsstinden wird als
nicht riickzahlbarer Zuschuss zur Projektférderung in Form
einer Anteilfinanzierung und bei Einzelstdinden im Ausland
in Form einer Festbetragsfinanzierung gewéhrt. Bei der Inan-
spruchnahme anderer offentlicher Finanzierungshilfen ist eine
Forderung nach dieser Richtlinie ausgeschlossen.

5.2 Zuwendungsfihig sind alle fiir die Organisation und den
Betrieb des Standes notwendigen Ausgaben. Ausgenommen
sind Eigenleistungen sowie Ausgaben fir Reisen, Unterkunft,
Verpflegung und Bewirtung des letztbegiinstigten Unterneh-
mens.

5.3 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 betrdgt die Zuwendung
bis zu 80 % der zuwendungsfihigen Ausgaben, hochstens je-
doch 7 500 EUR. In begriindeten Ausnahmefillen kann dieser
Forderhochstbetrag tiberschritten werden. Eine Forderung ist
fiir bis zu drei Messebeteiligungen je Aussteller maoglich.
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Fiir ein neu gegriindetes KMU kann die Zuwendung auf bis
zu 90 % der zuwendungsfihigen Ausgaben erhoht werden,
hochstens jedoch 9 500 EUR. Ein KMU gilt in den ersten finf
Jahren nach Aufnahme der Geschéftstatigkeit als neu gegriin-
det.

5.4 Bei Vorhaben nach Nummer 2.2 betragt die Zuwendung

— als Festbetrag 2 000 EUR bei Messen innerhalb der EU
(Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten) und 4 000 EUR
bei Messen in den tibrigen Landern,

— bei der Beteiligung an einem Gemeinschaftsstand bis zu
50 % der zuwendungsfihigen Ausgaben, hochstens jedoch
5 000 EUR bei Messen innerhalb der EU (Mitgliedstaaten
und Beitrittskandidaten) bzw. 8 000 EUR bei Messen in
den tibrigen Landern.

Eine Forderung ist auf eine Messebeteiligung pro Kalender-
jahr begrenzt. Ein Aussteller darf insgesamt nur drei Mal die
Forderung fiir die Teilnahme an einer bestimmten Messe im
Ausland in Anspruch nehmen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt gemafl den Rege-
lungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18. 12. 2013 tiber die Anwendung der Artikel 107 und 108
des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L. 352 S. 1) in der je-
weils geltenden Fassung.

Die Angaben der Zuwendungsempfinger im Rahmen des
Antragsverfahrens sind subventionserhebliche Tatsachen i. S.
des § 264 StGB.

6.2 Nach Abschluss der Messe fiithrt der Organisator eines
Gemeinschaftsstandes Ausstellerbefragungen durch. Die Be-
richte sind der Bewilligungsstelle vorzulegen.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung, den Nachweis und die Priifung der Verwen-
dung, die ggf. erforderliche Authebung des Zuwendungsbe-
scheides sowie die Riickforderung der gewéahrten Zuwendung
gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie
Abweichungen zugelassen werden.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank Nie-
dersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177 Han-
nover.

7.3 Der Antrag ist vor Malnahmebeginn (verbindliche An-
meldung zur Messe/Flichenbuchung) bei der Bewilligungs-
stelle vorzulegen.

Das MW kann Antragsstichtage fiir das Gesamtprogramm,
einzelne Programmteile oder Programmgebiete festlegen. Die
Bekanntmachung erfolgt iiber die Internetseite der Bewilli-
gungsstelle (www.nbank.de). Sofern Antragsstichtage festge-
legt werden, gilt ein Forderantrag dann als rechtzeitig zuge-
gangen, wenn er der Bewilligungsstelle zum Ablauf des Stich-
tages formgerecht (d. h. eigenhéndig unterschrieben) zugegan-
gen ist.

Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das Er-
setzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maf3gabe der fiir die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwV{G in seiner jeweils geltenden
Fassung zuléssig.

7.4 Es wird ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen
(Nummer 6.6 ANBest-P).

7.5 Der Zuwendungsempfénger ist zu verpflichten, jederzeit
Uberpriifungen des LRH zuzulassen.

8. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 1. 1. 2016 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2020 aufler Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1408

Anlage

Scoring-Modell zur Richtlinie iiber die Gewihrung
von Zuwendungen zur Forderung von Messeprisentationen
kleiner und mittlerer Unternehmen
sowie Angehoriger Freier Berufe
Bei der Bewertung der Antrage (Nummer 4.1 der Richtlinie)
sind folgende Qualitatskriterien und Hochstpunktzahlen zu
beachten:

Kriterium Maximale Punktzahl

1. | Erfahrung in der Organisation 35
von Gemeinschaftsstinden
(Referenzen, welche und wie viele
Gemeinschaftsstdnde in den letz-
ten fiinf Jahren realisiert wurden.)

2. | Kenntnisse der niedersich- 30
sischen Branche (je nach Messe)
(Welche Akteure sind bekannt,
wer soll bei der Akquise ange-
sprochen werden?)

3. | Umsetzbarkeit und Logik des 15
Konzeptes fiir die Akquise der
Aussteller

(Welche Akteure werden ange-
sprochen, wie erfolgt die An-
sprache, welcher Zeitaufwand
wird veranschlagt?)

4. | Kosten pro Aussteller 10

5. | Plausibilitdt und Qualitét 10
der Antragsunterlagen

(Plausibler Zeitplan zur Reali-
sierung des Gemeinschaftsstan-
des, plausibler Finanzierungsplan.)

Gesamtpunktzahl 100

Bei den Kriterien 1 bis 4 muss mindestens die Hélfte der
Punktzahl erreicht sein, damit der Antrag forderfahig ist.

H. Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Satzung
iiber die Erhebung von Gebiihren im Jahre 2016
fiir die Lagerung, Verarbeitung und endgiiltige Beseitigung
von Falltieren

Bek. d. ML v. 29. 10. 2015 — 203-42141/1-162 —

Die am 14. 10. 2015 vom Verwaltungsrat der Niederséchsi-
schen Tierseuchenkasse beschlossene Satzung tiber die Erhe-
bung von Gebiihren im Jahre 2016 fiir die Lagerung, Verar-
beitung und endgiiltige Beseitigung von Falltieren, die mit Er-
lass vom heutigen Tag genehmigt wurde, wird in der Anlage
bekannt gemacht.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1409

Anlage

Satzung
iiber die Erhebung von Gebiihren im Jahre 2016
fiir die Lagerung, Verarbeitung und endgiiltige Beseitigung
von Falltieren

— Falltier-Gebiihrensatzung 2016 —

Aufgrund des § 3 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 6 Niederséchsi-
sches Ausfiihrungsgesetz zum Tierische Nebenprodukte-Be-
seitigungsgesetz (Nds. AGTierNebG) vom 21. 4. 1998 (Nds.
GVBL. S. 480), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16. 12. 2009
(Nds. GVBL. S. 480), hat der Verwaltungsrat der Niedersdchsi-
schen Tierseuchenkasse folgende Satzung beschlossen:
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§1
Grundsatz

Die gemifd § 3 Abs. 3 Satz 2 Nds. AGTierNebG fiir die Lage-
rung, Verarbeitung und endgtiltige Beseitigung von Falltieren
im Sinne des § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Nds. AGTierNebG zu er-
hebende Gebiihr in Hohe von 25 v. H. der hierfir entstehen-
den Kosten wird nach Mafigabe des § 3 Abs. 4 und 6 Nds.
AGTierNebG nach den Bestimmungen dieser Satzung erhoben.

§2
Gebuhrentarif

Die Gebiithr wird nach dem Gebiihrentarif (Anlage), der
Teil dieser Satzung ist, erhoben.

§3
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2016 in Kraft.

Hannover, 14. 10. 2015

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Niedersichsischen Tierseuchenkasse

Anlage

Anlage
zur Satzung iiber die Erhebung von Gebiihren im Jahre 2016
fiir die Lagerung, Verarbeitung und endgiiltige Beseitigung
von Falltieren
— Falltier-Gebiihrensatzung 2016 —

Gebiihrentarif

Falltier nach Gewicht

1.1 Rind einschl. Bison, Wisent
u. Wasserbiiffel

1.2 Einhufer

0,013 EUR je kg

0,022 EUR je kg

1.3 Schwein 0,022 EUR je kg
1.4 Schaf und Ziege 0,022 EUR je kg
1.5 Gefligel 0,022 EUR je kg

1.6 Sonstiges Falltier 0,022 EUR je kg

2. Rind einschl. Bison, Wisent

u. Wasserbiiffel
2.1 Totgeburt und Kalb bis 14. Tag
2.2 Kalb 15 Tage bis 7 Monate
2.3 Rind iiber 7 Monate bis 12 Monate
2.4 Rind uber 12 Monate bis 24 Monate
2.5 Rind* {iber 24 Monate bis 48 Monate

(*geboren in Belgien, Ddnemark,
Deutschland, Estland Finnland,
Frankreich, Griechenland, Irland,

Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Schweden, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn,
Vereinigtes Konigreich, Kanalinseln,

Insel Man, Zypern)

3. Einhufer

3.1 Totgeburt, Fohlen, Pony, Esel

3.2 Kleinpferd

3.3 Sonstiges Pferd, Maulesel, Maultier,
Zebra, Zebroid

4. Schwein

4.1 Totgeburt, Saugferkel

4.2 Absatzferkel, Laufer

4.3 Mastschwein

4.4 Sau, Eber

5. Schaf und Ziege
5.1 Totgeburt, Lamm
5.2 Sonstiges Schaf/Ziege bis 18 Monate

0,53 EUR je Tier
0,82 EUR je Tier
2,12 EUR je Tier
4,30 EUR je Tier
6,38 EUR je Tier

3,38 EUR je Tier
3,38 EUR je Tier
10,65 EUR je Tier

0,09 EUR je Tier
0,67 EUR je Tier
1,35 EUR je Tier
6,48 EUR je Tier

0,80 EUR je Tier
1,56 EUR je Tier
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6. Gefliigel
6.1 Laufvogel 0,98 EUR je Tier
6.2 Pute 0,21 EUR je Tier

6.3 Sonstiges Gefliigel

7. Wildklauentier
7.1 Gehegewild inkl. Totgeburt

0,02 EUR je Tier

1,08 EUR je Tier

8. Lagomorpha
8.1 Hase inkl. Totgeburt
8.2 Kaninchen inkl. Totgeburt

0,09 EUR je Tier
0,08 EUR je Tier

9. Containerabholung

9.1 Container mit Falltieren
je 10 Liter Fassungsvermogen

0,14 EURje 101
Fassungs-
vermogen

Beitrige zur Tierseuchenkasse fiir das Jahr 2016
Bek. d. ML v. 29. 10. 2015 — 203-42141/6-110 —

Die am 14. 10. 2015 vom Verwaltungsrat der Niedersachsi-
schen Tierseuchenkasse beschlossene Satzung tiber die Erhe-
bung von Beitrigen fir das Jahr 2016, die mit Erlass vom
heutigen Tag genehmigt wurde, wird in der Anlage bekannt
gemacht.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1410

Anlage

Satzung iiber die Erhebung von Beitrigen zur Tierseuchenkasse
fiir das Jahr 2016

Aufgrund des § 6 Abs. 2 Nr. 4 und des § 14 AGTierGesG
i.d.F.vom 23. 10. 2014 (Nds. GVBL S. 276) und des § 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 der Hauptsatzung der Niedersachsischen Tierseu-
chenkasse (Bek. des ML vom 19. 10. 1982, Nds. MBI. S. 1858),
zuletzt gedndert durch Satzung vom 22. 4. 2015 (Bek. d. ML
v. 2. 6. 2015, Nds. MBI. S. 760), hat der Verwaltungsrat der
Niedersdchsischen Tierseuchenkasse folgende Satzung be-
schlossen:

§1
(1) Fiir die Berechnung der Beitrédge ist mafigebend, wie viele
Tiere am Tage der von der Tierseuchenkasse durchgefiihrten
amtlichen Erhebung vorhanden waren.

(2) Zum Stichtag der amtlichen Erhebung wird der 3. 1. 2016
bestimmt.

(3) Fiir Besitzerinnen und Besitzer von Pferden, Schweinen,
Schafen, Ziegen und Gefliigel (aufler Tauben) gilt:

a) Der Tierseuchenkasse sind innerhalb von zwei Wochen
nach dem Stichtag Name sowie Anschrift der Besitzerin
und des Besitzers mitzuteilen und die Art und die Zahl der
bei ihnen am Stichtag vorhandenen Tiere anzugeben. Dar-
tber hinaus haben Gesellschaften biirgerlichen Rechts
(GbR) ihre Gesellschafter sowie deren Anschriften zu be-
nennen. Die Beitragsberechnung erfolgt aufgrund dieser
Angaben. Die Meldung ist von der Tierbesitzerin und vom
Tierbesitzer entweder auf dem von der Tierseuchenkasse
ausgegebenen amtlichen Erhebungsbogen (Meldekarte) oder
per Internet unter www.ndstsk.de vorzunehmen. Hat eine
Tierbesitzerin oder ein Tierbesitzer keine Meldeunterlagen
erhalten, so hat sie oder er die Unterlagen rechtzeitig vor
dem Zeitpunkt der Meldeverpflichtung bei der Tierseu-
chenkasse anzufordern. Dies gilt ebenso fiir die Anforde-
rung eines Kennwortes fiir die Durchfithrung der Internet-
meldung.

Gehoren die Tiere innerhalb eines Bestandes im Sinne des
§ 3 verschiedenen Besitzerinnen oder Besitzern (zum Bei-
spiel in Reitstdllen), so hat die Meldung derjenige vorzu-
nehmen, der die Tierhaltung nach § 26 Viehverkehrsver-
ordnung vom 3. 3. 2010 (BGBI. I S. 203), zuletzt gedndert
durch Art. 387 der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBI. I
S. 1474), der zustandigen Behorde angezeigt hat und dort
als Halter registriert worden ist. Der Meldung kann eine
Auflistung der Einsteller und deren jeweils eingestallten
Tiere beigeftigt werden.
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Die Tierseuchenkasse kann, wenn trotz Mahnung keine
Meldung erfolgt ist, die Tierzahlen des Vorjahres oder die
im HI-Tier (Schweinedatenbank) erfassten Tierzahlen tiber-
nehmen und die Beitrdge danach festsetzen. Die Festset-
zung entbindet die Tierhalterin oder den Tierhalter nicht
von der Pflicht zur Nachmeldung bei héheren Tierzahlen
(§ 1 Abs. 3 b).

b) Der Tierseuchenkasse sind nach dem Stichtag (3. 1. 2016)
eintretende Bestandsgriindungen oder Bestandsvergrofie-
rungen bis spéatestens innerhalb von zwei Wochen mitzu-
teilen, wenn

aa) sich die Zahl einer gehaltenen Tierart durch Zugdnge
aus anderen Bestdnden um mehr als 5 v. H. oder um
mehr als zehn Tiere, bei Gefliigel um mehr als 1 000
Tiere, erhoht oder

bb) eine Tierhaltung oder die Haltung einer bisher nicht
gehaltenen Tierart neu aufgenommen wird.

Fir die Nachmeldung gilt Absatz 3 a entsprechend.

c) Sofern eine gemeldete Tierhaltung bis zum 2. 1. 2016 auf-
gegeben wurde, ist innerhalb von zwei Wochen nach dem
Stichtag die Aufgabe zu melden. Sofern die Aufgabe nach
dem 3. 1. 2016 erfolgt, kann sie im laufenden Jahr mitge-
teilt werden.

(4) Besitzerinnen und Besitzer von Rindern melden nicht.
Die Bestandszahlen der Rinder haltenden Betriebe am Stich-
tag 3. 1. 2016 sowie danach eintretende Bestandsgriindungen
als auch Bestandsvergrofierungen um mehr als 5 v. H. oder
um mehr als zehn Tiere entnimmt die Tierseuchenkasse aus
der HIT-Datenbank.

(5) Die Tierseuchenkasse erhebt in den Féllen des Absat-
zes 3 b und in den Fillen einer Bestandsgriindung oder Be-
standsvergrofierung nach Absatz 4 Satz 2 fur die zusétzlichen
Tiere Beitrdge nach § 2. Keine zusitzlichen Beitrdge werden
erhoben, wenn

a) eine Tierhaltung im Rahmen der Erbfolge auf den Hofnach-
folger tibergeht, das gilt auch, wenn der Betrieb zunéchst
gepachtet wird,

b) die Tierhaltung in einer anderen Rechtsform weitergefiihrt
wird und zwischen den alten und neuen Inhabern zumin-
dest teilweise Personenidentitat besteht,

¢) sich die Eigentumsverhéltnisse dndern, die Besitzerin oder
der Besitzer des gemeldeten Tierbestandes aber dieselbe
bzw. derselbe bleibt,

d) ein gemeldeter Tierbestand insgesamt verkauft und dieser
Tierbestand von einer neuen Tierbesitzerin oder einem neu-
en Tierbesitzer in denselben Stallungen weitergefiithrt wird.

Aulf schriftlichen Antrag der Tierbesitzerin oder des Tierbesit-
zers wird von einer Veranlagung abgesehen, wenn sie bzw. er
fiir diese Tiere ihrer bzw. seiner Melde- und Beitragsverpflich-
tung zu einer anderen Tierseuchenkasse im Geltungsbereich
des Tiergesundheitsgesetzes fir das Jahr 2016 nachgekom-
men ist und die Tiere nur saisonal in Niedersachsen gehalten
werden. Mit der Befreiung von der Beitragspflicht in Nieder-
sachsen kann die Tierbesitzerin oder der Tierbesitzer keine
freiwilligen Leistungen im Sinne des § 13 AGTierGesG i. d. F.
vom 23. 10. 2014 (Nds. GVBL. S. 276) verlangen. Die Antrag-
stellerin bzw. der Antragsteller hat die Voraussetzungen fiir
die Befreiung nachzuweisen.

(6) Viehhédndlerinnen und Viehhéndler haben die Art und
die Zahl der im Jahre 2015 umgesetzten Tiere bis zum 1. 3.
2016 anzugeben. Davon ausgenommen bleiben die Tiere, die
lediglich zwischen Kaufer und Verkdufer vermittelt werden
(Streckengeschiift). Fir die Beitragsberechnung ist die Zahl
4 v. H. der im Jahre 2015 umgesetzten Tiere mafigebend. Ab-
satz 3 gilt entsprechend.

(7) Briitereien haben die Anzahl der im Jahre 2015 in ihrem
Betrieb geschliipften Kiiken bis zum 17. 1. 2016 anzugeben.
Fir die Beitragsberechnung ist die durch 365 dividierte An-
zahl der im Jahre 2015 geschliipften Kiitken (Durchschnittskii-
ken) mafigeblich.

§2
(1) Als Tierseuchenkassenbeitrdge sind im Jahre 2016 zu
entrichten:

1. Rinder (einschlieBlich Wasserbiiffel, Wisente und Bisons)

Fiir Rinder 7,00 €/Tier
2. Schweine

Fiir Schweine 0,75 €/Tier
3. Schafe und Ziegen

Fiir Schafe und Ziegen 1,85 €/Tier

4. Pferde (einschlieflich Ponys)
Fiir Pferde

5. Geflugel
A. Masthidhnchen/Wachteln
Fiir Masthidhnchen/Wachteln 0,0272 €/Tier
B. Legehennen
Fiir Legehennen/Junghennen
C. Putenhihne
Fiir Putenhidhne
D. Putenhennen
Fiir Putenhennen

E. Putenkiikenaufzucht
Fiir Putenkiiken

2,00 €/Tier

0,0428 €/Tier
0,4443 €/Tier
0,1012 €/Tier

0,0358 €/Tier

F. Enten
Fiir Enten 0,0531 €/Tier
G. Génse
Fir Géanse 0,1113 €/Tier

0,2376 €/Tier
0,1236 €/Tier

0,2248 €/je Durchschnitts-
kitken nach § 1 Abs. 7.
Dabei sind im Sinne der Beitragssatzung:
Masthdhnchen:
Junghithner zum Zwecke der Fleischerzeugung.
Legehennen/Junghennen:
Hihner, die zum Zwecke der Konsumeiproduktion gehal-
ten oder fiir diese Produktionsrichtung aufgezogen werden
(Junghennen).
Putenhéhne und Putenhennen:
Puten, die bis zum Mastendgewicht gehalten werden.
Putenkiiken:
In Aufzuchtbetrieben befindliche Putenkiiken, die zur Mast
wieder abgegeben werden (hierbei handelt es sich um Auf-
zuchttiere, die den Betrieb spétestens nach 6 Wochen wie-
der verlassen) oder in Mastbetriebe eingestallte Putenki-
ken, die einen betriebsbedingten Uberhang der bislang ge-
meldeten Anzahl der Puten verursachen, der innerhalb
von 5 Wochen wieder abgebaut wird.
Génse:
Mastgénse, die der Fleischerzeugung dienen.
Enten:
Enten, die der Fleischerzeugung dienen.
Sonstiges Geflugel:
Gefltigel, das nicht unter Buchstabe A—G fillt, inklusive
Fasane, Laufvigel, Perl- und Rebhithner sowie die Grof3el-
terntiere des Gefliigels nach A—G und Gefliigel, das nicht
der Fleischerzeugung oder der Eierproduktion dient.
Elterntiere:
Legereifes weibliches Gefliigel nach A—G, das zur Erzeu-
gung von Bruteiern zwecks Vermehrung von Gefliigel nach
A—G dient, sowie das zu diesem Zweck und in rdumli-
cher Einheit gehaltene, gleichartige méannliche Gefliigel.
Briitereien:
Betriebe, in denen die Bruteier des unter Buchstabe A—I
genannten Gefliigels ausgebriitet werden.
6. Fir Tauben, Gehegewild, Karpfen und Forellen wird im
Jahr 2016 kein Beitrag erhoben.

(2) Der Mindestbeitrag fiir jede Beitragspflichtige und jeden
Beitragspflichtigen betragt 10,00 €. Abweichend von Satz 1
betrdgt der Mindestbeitrag fiir jede Schafhalterin und fiir je-
den Schathalter sowie fiir jede Ziegenhalterin und fir jeden
Ziegenhalter 20,00 €.

(3) Viehhandlerinnen und Viehhéndler haben fir die umge-
setzten Nutz-, Zucht- und Schlachttiere einen Beitrag in Hohe
von 40 v. H. der fiir die jeweilige Tierart festgelegten niedrigs-
ten Beitragsklasse zu zahlen. Der Mindestbeitrag fur jede
Viehhéndlerin und jeden Viehhéndler betragt 50,00 €.

§3
Als Bestand im Sinne der Beitragssatzung gilt die seuchen-
hygienische Einheit; dies sind alle Tiere einer Art, die rdumlich
zusammen gehalten oder gemeinsam versorgt werden. Die Ei-
gentumsverhéltnisse spielen keine Rolle.

§4
Keine Beitrdge sind zu entrichten fiir die dem Bund oder
den Lindern gehorenden Tiere und fiir die in Vieh- und
Schlachthofen einschliefilich der 6ffentlichen Schlachthéduser
aufgestellten Schlachttiere.

H. Sonstiges Gefliigel
L. Elterntiere
J. Briitereien
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§5

Die Beitrdge nach § 1 Abs. 3 a, Abs. 4 Satz 2 (Bestandszahl
mit Stichtag 3. 1. 2016) und Abs. 7 werden am 15. 3. 2016 fil-
lig, die Beitrdge nach § 1 Abs. 3 b, Abs. 4 Satz 2 (Bestands-
grindung oder Bestandsvergrofferung) und Abs. 6 zwei Wo-
chen nach Zugang des Beitragsbescheides. Beitragspflichtige
und Beitragspflichtiger sind die Tierbesitzerin bzw. der Tier-
besitzer oder die Viehhédndlerin bzw. der Viehhéndler.

§6
Eine Aufrechnung von Leistungsanspriichen der Tierbesit-
zerin und des Tierbesitzers gegen Beitragsforderungen der
Tierseuchenkasse wird ausgeschlossen.

§7
Die Satzung tritt am 1. 1. 2016 in Kraft.

Hannover, 14. 10. 2015

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Niedersichsischen Tierseuchenkasse

Hinweis:

I. Der Anspruch auf eine Leistung der Tierseuchenkasse ent-
fallt sinngem&fl nach § 18 Abs. 3 des Tiergesundheitsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 5. 2013
(BGBI.IS. 1324), wenn schuldhaft
1. fehlerhafte oder verspétete Angaben gemacht oder An-

gaben unterlassen werden, die nach § 1 vorgeschrieben
sind,

2. die Beitragspflicht nach § 5 nicht erfiillt wird, insbe-
sondere die Beitrdge nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
vollstdndig gezahlt worden sind.

II. Viehhédndlerinnen und Viehhéndler sind nach der Recht-
sprechung des Nds. OVG Viehhandelsunternehmen nach
§ 12 Abs. 1 Viehverkehrsverordnung vom 3. 3. 2010 (BGBL
I S. 203), zuletzt gedndert durch Art. 387 der Verordnung
vom 31. 8. 2015 (BGBI. I S. 1474).

Offentliche Bekanntmachung
im Rahmen des Verfahrens zur Anderung der Verordnung
iiber das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen
(LROP)

Bek. d. ML v. 10. 11. 2015 — 303-20302/26-6-8 —

Bezug: a) Bek. v. 9. 7. 2014 (Nds. MBL. S. 480)
b) Bek. v. 13. 11. 2014 (Nds. MBL. S. 718)

Mit den Bezugsbekanntmachungen wurde die 6ffentliche
Auslegung des Entwurfs der Anderung der Verordnung tiber
das Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) bekannt gemacht,
auf die durchzufiihrende Umweltpriifung hingewiesen und
jedermann Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Entwurfs-
unterlagen gegeben. Die im bisherigen Beteiligungsverfahren
abgegebenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und haben
zu Anderungen am Entwurf der Anderung der Verordnung
tiber das LROP und der zugehorigen Unterlagen gefiihrt.

Gemdfl § 10 ROG i. V. m. § 3 Abs. 6 NROG werden der ge-
anderte Entwurf der Anderungsverordnung einschliefllich ei-
ner redaktionell berichtigten Fassung von Anhang 6 zu
Abschnitt 3.2.2 Ziffer 05 Satz 18 (Karte im Mafistab
1:50 000, Anlage 1) und einer Karte im Maf3stab 1 : 500 000
zur Anderung der Zeichnerischen Darstellung des LROP (An-
lage 2), die gednderte Begriindung und der gednderte Umwelt-
bericht 6ffentlich ausgelegt und im Internet bereitgestellt. Die
Zeichnerische Darstellung des LROP darf nur im vorgegebe-
nen Mafistab verwendet werden. Eine Konkretisierung erfolgt
in den Regionalen Raumordnungsprogrammen. In den Text-
teilen sind die vorgenommenen Anderungen am Planentwurf
besonders gekennzeichnet. Zusétzlich wird eine Lesefassung
Entwurf 2015 bereitgestellt, aus der die textlichen Anderun-
gen gegeniliber dem Entwurf 2014 einschlief}lich Begrindung
im Zusammenhang hervorgehen. Die urspriinglich als Anlage
der Anderungsverordnung vorgesehene Karte ,Anhang 7 — Ent-
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wicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen Orte; Erreichbar-
keitsraume der Mittelzentren” ist entfallen. Die o. a. Entwurfs-
unterlagen konnen im Rahmen des internetbasierten Beteili-
gungsverfahrens unter der Adresse www.LROP-online.de und
zusdtzlich als gedruckte Exemplare in der Zeit

vom 25. 11. bis 23. 12. 2015

bei den folgenden Stellen von jedermann eingesehen werden
(die regelméfligen Dienstzeiten sind unten angegeben):

— Niedersidchsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, Dienstgebdude Calenberger
Esplanade 3, 30169 Hannover,

Zimmer 02, 4. OG,
Einsichtmaoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel. 0511 120-8634.

— Amt fiir regionale Landesentwicklung Braunschweig, Bohl-
weg 38, 38100 Braunschweig, Zimmer 114,
Einsichtmdglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel. 0531 484-1076.

— Anmt fiir regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Bahn-
hofsplatz 2—4, 31134 Hildesheim, Zimmer A 121,
Einsichtmdglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel. 05121 912-9828.

— Amt fur regionale Landesentwicklung Liineburg, Behorden-
zentrum, Auf der Hude 2, 21339 Liineburg, Zimmer 3.109,
Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel. 04131 15-1328.

— Amt fir regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Theo-
dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 216—217
(2. OG, Westfliigel),
Einsichtmoglichkeit wie unten angegeben oder nach Ver-
einbarung, Tel. 0441 799-2318 und -2438.

Die regelméfigen Dienstzeiten sind

montags bis donnerstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und von
14.00 bis 15.30 Uhr sowie freitags und an Tagen vor gesetzli-
chen Feiertagen von 9.00 bis 12.00 Uhr.

Stellungnahmen zu den gednderten Planunterlagen kénnen
von jedermann elektronisch unter der Internetadresse www.
LROP-online.de

bis zum 6. 1. 2016 (einschlieBlich)

oder schriftlich beim Niedersdchsischen Ministerium fiir Er-
nihrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Referat
303, Calenberger Strafle 2, 30169 Hannover, abgegeben wer-
den. Nach § 3 Abs. 4 NROG konnen Stellungnahmen, die
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, im weiteren Verfah-
ren unberticksichtigt bleiben. Gemafd § 3 Abs. 6 Satz 1 NROG
soll eine AuBBerungsmoglichkeit nur auf die besonders gekenn-
zeichneten, gednderten Textteile der o. a. Unterlagen und auf
die gednderte Karte beschrankt bleiben. Bei gleichlautenden
Stellungnahmen (Unterschriftenlisten, vervielféltigte gleichlau-
tende Texte etc.) wird um die Benennung derjenigen oder des-
jenigen gebeten, die oder der die gemeinschaftlichen Interes-
sen vertritt.

Es wird darauf hingewiesen, dass elektronisch abgegebene
Stellungnahmen nur in die Abwéigung eingestellt werden
koénnen, wenn mit der Stellungnahme auch Name und An-
schrift der Absenderin oder des Absenders angegeben werden.

Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens werden die Stel-
lungnahmen zur beabsichtigten Anderung des LROP gemif
§ 3 Abs. 5 NROG eroértert, soweit sie sich auf wesentliche In-
halte der Planung beziehen. Dafiir sind folgende Termine an-
beraumt:

— am Standort des Amtes fiir regionale Landesentwicklung
Leine-Weser in Hildesheim:
Mittwoch, den 27. 1. 2016, 10.00 Uhr, und
Donnerstag, den 28. 1. 2016, 10.00 Uhr,
im Kreishaus des Landkreises Hildesheim,
Kreissaal,
Bischof-Janssen-Strafle 31,
31134 Hildesheim;
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— am Standort des Amtes fiir regionale Landesentwicklung
Braunschweig:
Montag, den 1. 2. 2016, 10.00 Uhr,
im Gebdude der Industrie- und Handelskammer Braun-
schweig,
Kongresssaal,
Brabandtstrafie 11,
38100 Braunschweig;

— im Haus der Industrie- und Handelskammer Osnabriick:
Mittwoch, den 3. 2. 2016, 10.00 Uhr, und
Donnerstag, den 4. 2. 2016, 10.00 Uhr,
im Saal der Industrie- und Handelskammer Osnabriick,
Neuer Graben 38,
49074 Osnabriick;

— am Standort des Amtes fiir regionale Landesentwicklung
Weser-Ems in Oldenburg:
Mittwoch, den 10. 2. 2016, 10.00 Uhr, und
Donnerstag, den 11. 2. 2016, 10.00 Uhr,
im Groflen Sitzungssaal im ehemaligen Landtagsgebédude,
(Landesbehordenzentrum),
Tappenbeckstrafle 1,
26106 Oldenburg;

— am Standort des Amtes fiir regionale Landesentwicklung
Liineburg:
Mittwoch, den 17. 2. 2016, 10.00 Uhr, und
Donnerstag, den 18. 2. 2016, 10.00 Uhr,
im Behordenzentrum Auf der Hude,
Grof3er Sitzungssaal I,
Auf der Hude 2,
21339 Liineburg.

Es wird darum gebeten, die Teilnahme auf méglichst maxi-
mal zwei Personen je vertretene Stelle zu begrenzen.

Vorgesehen ist, jeweils am ersten Tag die wesentlichen Ein-
wiénde zu den Anderungen in den Abschnitten 1 (Breitband),
2 (Siedlungs- und Versorgungsstruktur) und 4 (Verkehr, Ener-
gie und Entsorgung) zu erortern. Am zweiten Tag soll Ab-
schnitt 3 (Torferhaltung, Torfabbau, Biotopverbund) erértert
werden.

Zur Vorbereitung dieser Erérterungen werden vorab die we-
sentlichen Ergebnisse der Auswertung und Vorschldge zu de-
ren Berticksichtigung unter der Internetadresse www.LROP-
online.de bereitgestellt werden.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1412

Amt fiir regionale Landesentwicklung Weser-Ems

Anerkennung der ,,Stiftung Religion und Bildung*

Bek. d. ArL Weser-Ems v. 5. 11. 2015
— 2.06-11741-07 (029) —

Mit Schreiben vom 4. 11. 2015 hat das ArL. Weser-Ems als
zustdndige Stiftungsbehorde geméaf § 3 NStiftG unter Zugrun-
delegung des Stiftungsgeschifts mit Satzung vom 15. 9. 2015
die , Stiftung Religion und Bildung“ mit Sitz in der Samtge-
meinde Hesel gemafd § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung der Erziehung und Bil-
dung. Die Stiftung soll die Zusammenarbeit der verschiede-
nen evangelischen Lehrerinnen- und Lehrerverbdnde im Hin-
blick auf Erziehung und Bildung fordern, insbesondere den
Religionsunterricht. Dies soll im Dialog mit den Verantwort-
lichen in Kirche und Gesellschaft geschehen. Dazu wird die
Arbeit der Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Erzieher in
Deutschland e. V. (AEED) als Dachverband evangelischer Leh-
rerinnen- und Lehrerverbdnde unterstiitzt.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Stiftung Religion und Bildung
¢/o Herrn Hermann Abels
Dohlenweg 4

26835 Hesel.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1413

Landeskirchenamt der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers

Zusammenlegung
der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden
Ottenstein und Vahlbruch
(Kirchenkreis Holzminden-Bodenwerder)

Bek. d. Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v.22.9.2015

Gemafl Artikel 28 der Kirchenverfassung ordnen wir Fol-
gendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Ottenstein-
Lichtenhagen in Ottenstein und die Evangelisch-lutherische
St.-Matthdus-Kirchengemeinde Vahlbruch in Vahlbruch (Kir-
chenkreis Holzminden-Bodenwerder) werden zur ,Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Ottenstein-Vahlbruch® in Ot-
tenstein zusammengelegt. Diese ist Rechtsnachfolgerin der
nach Satz 1 zusammengelegten Kirchengemeinden.

§2
Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstinde werden
Mitglieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinde Ottenstein-Vahlbruch.

§§ 3 und 4

(Ubergang von Grundvermégen,
abgedruckt im Kirchlichen Amtsblatt.)

§5
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2015 in
Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1413

Zusammenlegung
der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden
Brevorde und Polle
(Kirchenkreis Holzminden-Bodenwerder)

Bek. d. Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 30. 9. 2015

Gemaifl Artikel 28 der Kirchenverfassung ordnen wir Fol-
gendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische St.-Urban-Kirchengemeinde
Brevorde in Brevorde und die Evangelisch-lutherische St.-Ge-
orgs-Kirchengemeinde Polle in Polle (Kirchenkreis Holzmin-
den-Bodenwerder) werden zur ,Evangelisch-lutherischen Kir-
chengemeinde Polle-Brevorde” in Polle zusammengelegt. Diese
ist Rechtsnachfolgerin der nach Satz 1 zusammengelegten
Kirchengemeinden.

§2

Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstande werden Mit-
glieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinde Polle-Brevoérde.

§§ 3 und 4

(Ubergang von Grundvermégen,
abgedruckt im Kirchlichen Amtsblatt.)

§5
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2015 in
Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1413

1413



Nds. MBL. Nr. 44/2015

Eingliederung
der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden
Friedland, Grof8 Schneen und Reiffenhausen
in den Evangelisch-lutherischen Kindertagesstittenverband
Siidliches Leinetal und Aufhebung
des Evangelisch-lutherischen Kindertagesstittenverbandes
Region Friedland (Kirchenkreis Gottingen)

Bek. d. Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 12.10. 2015

Gemdf § 101 Absatz 1 Satz 1 der Kirchengemeindeordnung
ordnen wir nach Anhorung der Beteiligten Folgendes an:

§1
Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Friedland in
Friedland, die Evangelisch-lutherische St.-Michaelis-Kirchen-
gemeinde Grofl Schneen in Friedland und die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Reiffenhausen in Friedland wer-
den in den Evangelisch-lutherischen Kindertagesstattenver-
band Stdliches Leinetal eingegliedert.

§2
Der Evangelisch-lutherische Kindertagesstédttenverband Re-
gion Friedland wird aufgehoben. Rechtsnachfolger ist der
Evangelisch-lutherische Kindertagesstattenverband Stidliches
Leinetal.

§3
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2015 in
Kraft.
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Eingliederung
der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Hittfeld
in den Kirchengemeindeverband
,Verband ev.-luth. Kindertagesstitten
im Kirchenkreis Hittfeld“

Bek. d. Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers

v. 12.10. 2015

Gemadf § 101 Absatz 1 Satz 1 der Kirchengemeindeordnung
ordnen wir Folgendes an:

§1
Die Evangelisch-lutherische St.-Mauritius-Kirchengemeinde
Hittfeld in Hittfeld (Kirchenkreis Hittfeld) wird in den Ver-
band evangelisch-lutherischer Kindertagesstétten im Kirchen-
kreis Hittfeld eingegliedert.

§2
Die genehmigte Satzungsédnderung wird im Kirchlichen Amts-
blatt ver6ffentlicht.

§3
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2015 in
Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1414
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Eingliederung
der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Lengede
in den Evangelisch-lutherischen Kindertagesstittenverband
Peiner Land (Kirchenkreis Peine)

Bek. d. Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v.12.10. 2015

Gemif § 101 Absatz 1 Satz 1 der Kirchengemeindeordnung
wird Folgendes angeordnet:

§1
Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Lengede in
Lengede (Kirchenkreis Peine) wird in den Evangelisch-lutheri-
schen Kindertagesstédttenverband Peiner Land eingegliedert.

§2
Die genehmigte Satzungsédnderung wird im Kirchlichen Amts-
blatt ver6ffentlicht.

§3
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2015 in
Kraft.
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Niedersichsische Landesbehorde
fiir Strafenbau und Verkehr

Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb
eines Hubschrauber-Sonderlandeplatzes
am Klinikum Wilhelmshaven

Bek. d. NLStBV v. 27. 7. 2015 — 1415-30312/1-3 —

Die NLStBV hat dem Klinikum Wilhelmshaven am 13. 4. 2012
die Genehmigung und am 27. 7. 2015 eine Anderungsgeneh-
migung zur Anlage und zum Betrieb eines Hubschrauber-
Sonderlandeplatzes fiir besondere Zwecke zur Durchfithrung
von Fligen nach Sichtflugregeln am Tag und in der Nacht er-
teilt.

1. Bezeichnung des Landeplatzes:
Hubschrauber-Sonderlandeplatz Klinikum Wilhelmsha-
ven

1.1 Beschreibung des Landeplatzes

Stadt Wilhelmshaven am
Klinikum Wilhelmshaven

1.1.1 Lage:

1.1.2 Flugplatzbezugspunkt: Koordinaten: N 53° 32'40"
E 08° 04' 50"
Hohe: 2,0 m t. NN (7 ft MSL)

1.1.3 Betriebsflache:

Aufsetz- und Abhebefldche
TLOF (touchdown and
lift-off area): Quadrat mit 15,00 m Kanten-
ldnge

Oberfldche: Verbundpflaster
Endanflug- und Start-Fldche
FATO (final approach and
take-off area): Quadrat mit den Abmessun-
gen 30,00 m x 30,00 m,

das die Aufsetzfliche mittel-

punktsgleich umgibt.
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Sicherheitsflache
(Safety Area): Ein die FATO allseits umge-
bender Streifen mit einer
Breite von 5,00 m. Die Sicher-
heitsfldche ergibt zusammen
mit der FATO ein Quadrat
mit den Abmessungen

40,00 m x 40,00 m.

Nord-Nordost 195°/015°
rechtweisend
Siid-Stidwest 205°/025°
rechtweisend

An- und Abfluggrundlinien:

1.2 Zugelassene
Luftfahrzeuge: Der Landeplatz ist zugelassen

fiir mehrmotorige Drehfliigler

— bis zu einer Linge (tber al-
les) von maximal 20,00 m

— die nach Flugleistungs-
klasse 1 betrieben werden.

1.3 Art des Betriebes: Der Landeplatz ist zugelassen
zur Durchfithrung von Fli-
gen nach Sichtflugregeln bei

Tag und bei Nacht*).

1.4  Zweck des
Landeplatzes: Der Landeplatz dient als Son-
derlandeplatz ausschliefllich
zur Durchfiihrung von Starts
und Landungen, die im un-

mittelbaren Zusammenhang

mit medizinischen
Hubschrauber-Noteinséitzen
(HEMS) oder dem medizini-
schen Versorgungsauftrag
des Krankenhauses stehen.

0 Uhr bis 24 Uhr taglich. Im
Zeitraum von 20 Uhr bis

8 Uhr ist der Betrieb
beschrinkt auf Medizinische
Hubschrauber Noteinsitze
(HEMS).

1.5  Betriebszeiten:

2. Haftpflichtversicherung

Fir die Regelungen von Personen und Sachschidden
muss vor Betriebsfreigabe eine Landeplatzhalter-Haft-
pflichtversicherung mit einer Mindestdeckungssumme
von jeweils 1 000 000 EUR fiir Personen- und Sachsché-
den abgeschlossen und fiir die Dauer der Genehmigung
aufrechterhalten werden. Die Deckungssumme ist den
Geldwertverdnderungen anzugleichen. Bei Nachweis der
Deckung tiber den kommunalen Schadensausgleich kann
auf eine gesonderte Versicherung verzichtet werden.
3. Betriebsfreigabe

Die Betriebsfreigabe wurde mit Verfiigung vom 27. 7.
2015 gestattet.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1414

*) Als Nacht gelten gemaf Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 923/2012
die Stunden zwischen dem Ende der biirgerlichen Abendddmme-
rung und dem Beginn der biirgerlichen Morgenddmmerung.

Widmung der Bundesstraie 4
im Gebiet der Stadt Uelzen im Landkreis Uelzen

Vfg. d. NLStBV v. 8. 9. 2015
— GB Liineburg-1-4-4143/31020-B4 —

Die im Gebiet der Stadt Uelzen, Landkreis Uelzen, neu ge-
baute Teilstrecke der Bundesstrafie 4 (B 4) — Ortsumgehung
Kirchweyhe — erhélt die Eigenschaft einer Bundesstrafie und
wird geméB § 2 FStrG wie folgt gewidmet und in den Uber-
sichtskarten (Anlagen 1 und 2) dargestellt:

1. Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2015 zur B4 neu gewid -
met:

Die durchgehende Strecke von

NK*) 2929004 nach NK 3029038 Abschnitt 615
Station 1075 bis Station 0 (Lange: 1 075 m)
mit einer Gesamtlédnge von 1,075 km.

Ast (Kreisverkehrsplatz)

A bis B Abschnitt 595 AB
Station 0 bis Station 31 (Lange: 31 m),
A bis 0] Abschnitt 595 OA
Station 0 bis Station 63 (Lange: 63 m),
B bis 0] Abschnitt 595 BO
Station 0 bis Station 59 (Lédnge: 59 m).

Tréger der Straflenbaulast ist die Bundesrepublik Deutsch-
land.

2. Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2015 eine Teilstrecke im
Gebiet der Stadt Uelzen, Ortsteil Kirchweyhe, zur Gemein-
destraleabgestuft:

Die durchgehende Strecke von
NK 3029038B bis NK 2929001 Abschnitt 595

Station 0 bis Station 811  (Linge: 811 m),
NK 2929001 bis NK 2929029 Abschnitt 610
Station 0 bis Station 1075 (Lédnge: 1 075 m),

d. h., die Teilstrecke der B 4 (alt) von NK 3029038B (Be-
triebskilometer 0) bis NK 2929029 (Betriebskilometer 30,402)
mit einer Gesamtldnge von 1 886 m.

Tréger der Straflenbaulast ist die Stadt Uelzen entsprechend
der Umstufungsvereinbarung vom 2. 1. 2012/23. 1. 2012.

Gegen die Verfiigung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe schriftlich oder zu Niederschrift der Urkundsbe-
amtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungsge-
richt Liineburg, Adolph Kolping Strafle 16, 21337 Liineburg,
erhoben werden.

Die Klage ist gegen die Niedersdchsische Landesbehorde fiir
Straflenbau und Verkehr, Geschéftsbereich Liineburg, Am Alten
Eisenwerk 2 d, 21339 Liineburg, zu richten.

Sie muss die Kldgerin oder den Kldger, den Beklagten und
den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten.

Die zur Begriindung der Klage dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, sowie der angefochtene Be-
scheid beigefiigt werden.

*) NK = Netzknoten.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1415
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Abstufung von Teilstrecken der Bundesstrafie 213
vom Kreuzungsbereich Westring/Ahlhorner Strafle
bis zur Anschlussstelle Nord der Autobahn 1
zur Landesstrafie 873

Bek. d. NLStBV v. 2. 11. 2015 — 4-4142/31020 —

L.

Die in der Stadt Wildeshausen und der Gemeinde Doétlin-
gen, Landkreis Oldenburg, gelegenen Teilstrecken der Bundes-
strafle 213

Ast 515 A—B, von Station 0 bis Station 93,
Ast 515 C—D, von Station 0 bis Station 68,

Abschnitt 525, von Station 0 bis Station 416,
Abschnitt 550, von Station 0 bis Station 1963,

Ast 550 A—B, von Station 0 bis Station 77,
Ast 550 C—D, von Station 0 bis Station 74,

Abschnitt 560, von Station 0 bis Station 1009,

werden geméaf § 3 Abs. 1 NStrG zum 1. 1. 2016 zur Landes-
strafle 873 in die Baulast des Landesabgestuft.

Ein Ubersichtsplan ist als Anlage beigefiigt.

1L

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungsge-
richt Oldenburg, Schlofiplatz 10, 26014 Oldenburg, erhoben
werden.

Die Klage ist gegen die Niedersdchsische Landesbehorde fiir
Straflenbau und Verkehr, Gottinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten.

Sie muss die Klédgerin oder den Kléger, die Beklagte und den
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begriindung der Klage dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefiigt werden.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1418

Die Anlage ist auf der Seite 1419
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Widmung der Bundesstrafe 212,
Verkehrsfreigabe einer Teilstrecke

Bek. d. NLStBV v. 5. 11. 2015 — 4-4142/31020 —

L

Die in den Gemeinden Berne und Elsfleth, Landkreis Weser-
marsch, neu gebauten Teilstrecken der Bundesstrafle 212 wer-
den geméf § 2 Abs.1 FStrG mit der Verkehrsfreigabe am 10. 12.
2015 wie folgt zur Bundesstrafie 212 in die Baulast des Bun-
desgewidmet:

1. Vom Ende der Baustrecke des ersten Bauabschnittes mit
der vorldufigen Abschnittsnummer 123 zwischen dem vor-
laufigen NK*) 2816 997 und NK 2816 019 mit einer Linge
von 0,292 km und den Anschlusséisten 125 A—B (0,068 km),
125 C—D (0,169 km), 125 E—F (0,166 km) und 125 G—H
(0,064 km) an die Bundesstrale 212 (alt),

2. Abschnitt 135 zwischen NK 2816 019 und NK 2716 019
mit einer Lidnge von 0,974 km und dem Ast 135 C—D
(0,071 km) an die Landesstraf’e 865,

3. Abschnitt 145 zwischen NK 2716 019 und NK 2716 003
mit einer Lange von 0,200 km bis zum Beginn der Bau-
strecke.

Ein Ubersichtsplan ist als Anlage beigefiigt.

1L

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Oldenburg, Schlofiplatz 10, 26014 Oldenburg, erhoben
werden.

Die Klage ist gegen die Niedersédchsische Landesbehorde fiir
Straflenbau und Verkehr, Gottinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten.

Sie muss die Klagerin oder den Klédger, die Beklagte und den
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begriindung der Klage dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefiigt werden.

*) NK = Netzknoten

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1418

Die Anlage ist auf der Seite 1420
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.
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Niedersichsischer Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Verordnung
iiber die Widmung des Deiches
am linken Ufer der Leine im Deichverband Leinetal
im Landkreis Heidekreis

Vom 28. 10. 2015

Aufgrund des § 3 Abs. 1 NDG i. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds.
GVBL S. 83), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 13. 10. 2011 (Nds. GVBLI. S. 353), wird verordnet:

§1

Gemif § 3 Abs. 1 NDG wird der Deich am linken Ufer der
Leine im Deichverband Leinetal im Landkreis Heidekreis von
der Strafle ,, Auf dem Schneiderberg”, Ortslage Norddrebber
(Nordwert: 5837108, Ostwert: 32539502), Deich-km 0 + 000,
bis zur Strafle ,,Osterende”, Ortslage Gilten (Nordwert: 5839871,
Ostwert: 32539243), Deich-km 4 + 838, als Hochwasserdeich
gewidmet.

§2
Der nach § 1 gewidmete Hochwasserdeich ist in einer Karte
im Mafistab 1 :20 000 (Anlage) dargestellt. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung.

§3
Diese Verordnung tritt am 1. 1. 2016 in Kraft.

Niedersiichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Thieding
— Nds. MBL. Nr. 44/2015 S. 1421

Die Anlage ist auf der Seite 1422
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Verordnung
iiber die Widmung des Deiches linksseitig der Leine
im Verbandsgebiet des Deichverbands Leinetal
in der Region Hannover und im Landkreis Heidekreis

Vom 28. 10. 2015

Aufgrund des § 3 Abs. 1 NDGi. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds.
GVBL. S. 83), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 13. 10. 2011 (Nds. GVBI. S. 353), wird verordnet:

§1

Gemif § 3 Abs. 1 NDG wird der Deich linksseitig der Leine
im Deichverband Leinetal von nordlich der Strafle ,,Am Sand-
hop*, Stadt Neustadt am Riibenberge, Ortsteil Stockendrebber,
Region Hannover (Nordwert: 5834171, Ostwert: 32539122),
Deich-km 0 + 000, bis zur Strafle ,Hohe Eschweg®, Gemeinde
Gilten, Landkreis Heidekreis (Nordwert: 5836728, Ostwert:
32539221), Deich-km 2 + 835, als Hochwasserdeich gewid-
met.

§2
Der nach § 1 gewidmete Hochwasserdeich ist in einer Karte
im Mafistab 1:17 500 (Anlage) dargestellt. Die Karte ist Be-
standteil dieser Verordnung.

§3
Diese Verordnung tritt am 1. 1. 2016 in Kraft.

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Thieding

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1421

Die Anlage ist auf der Seite 1423
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.
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Anlage (zu S. 1421)

stwert: 32539502
Nordwert: 5837108

Anlage zur Verordnung Uber die Widmung
des Deiches am linken Ufer der Leine im
Deichverband Leinetal im Landkreis Heidekreis

vom 28.10.2015
Ubersichtskarte, Massstab 1:20.000

e Gewidmeter Hochwasserdeich

Niedersachsischer Landesbetrieb fur Wasserwirtschaft,
Kusten- und Naturschutz - Direktion

Kartengrundlage: ALK-Daten (2010) Q LGLN
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Vorliufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes der Hase
vom Mittellandkanal (Fluss-km 119 + 700)
bis zur Sohlengleite Schiitzenhof Quakenbriick
(Fluss-km 79 + 150) im Landkreis Osnabriick

Bek. d. NLWKN v. 18. 11. 2015 — 62023/230/15 —

Der NLWKN hat den Bereich des Landkreises Osnabriick,
der von einem hundertjahrlichen Hochwasser der Hase tiber-
schwemmt wird, ermittelt und in Arbeitskarten dargestellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit o6ffentlich bekannt ge-
macht. Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 320 der Verordnung
vom 31. 8. 2015 (BGBIL. I S. 1474), i. V. m. § 115 NWG vom
19. 2. 2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 13
des Gesetzes vom 18. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 477), vorlaufig
gesichert. Es gelten gemaf} § 78 Abs. 6 WHG die Verbote und
Genehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 4 WHG.

Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Stadt Quakenbriick, Gemeinde Gehrde, Stadt Bersenbriick,
Gemeinde Alfhausen, Gemeinde Rieste, Stadt Bramsche und
der Gemeinde Badbergen und ist in der mitveroffentlichten
Ubersichtskarte (Anlage 1 bis 3) im Maf3stab 1 : 40 000 darge-
stellt. Die Arbeitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 9)
werden beim

Landkreis Osnabriick,
Am Scholerberg 1,
49082 Osnabriick,

aufbewahrt und koénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wih-
rend der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In
den Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG
vorldufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer
roten Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim
Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Betriebsstelle Cloppenburg,
Driidingstrafie 25,
49661 Cloppenburg,
oder beim
Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion — Geschiftsbereich VI —,
Ratsherr-Schulze-Strafle 10,
26122 Oldenburg,
oder beim
Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion,
Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die Karten sind auBerdem auf der Internetseite des NLWKN
eingestellt unter: www.nlwkn.niedersachsen.de/Hochwasser-&
Kiistenschutz/Hochwasserschutz/Uberschwemmungsgebiete/
zu den Uberschwemmungsgebietskarten.

— Nds. MBI Nr. 44/2015 S. 1424

Die Anlagen sind auf den Seiten 1426 —1431
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Offentliche Bekanntmachung
eines Genehmigungsverfahrens nach dem BImSchG
(Raiffeisen Waren GmbH, Hillerse)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 28. 10. 2015
— BS 15-148 —

Die Firma Raiffeisen Waren GmbH, Stindeplatz 1—3,
34117 Kassel, hat mit Antrag vom 21. 9. 2015 die Erteilung ei-
ner Genehmigung gemifl den §§ 4 und 10 BImSchG i. d. F.
vom 17. 5. 2013 (BGBI. I S. 1274), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 76 der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBL. I S. 1474), fir
die Errichtung und den Betrieb eines Gefahrstofflagers bei Hil-
lerse beantragt.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und
den Betrieb eines Gefahrstofflagers mit einer Lagerkapazitét
von insgesamt 576 t in drei Lagerabschnitten. Der Standort
der Anlage, in der tiberwiegend Pflanzenschutzmittel gelagert
werden, befindet sich in einer Entfernung von ca. 2 km west-
lich der Gemeinde Hillerse. Fiir das gesamte Gefahrstofflager
ist eine automatische Brandmelde- und CO,-Loschanlage vor-
gesehen.

1424

Das Gefahrstofflager ist gema Nummer 9.3.2 (V) des An-
hangs 1 der 4. BImSchV vom 2. 5. 2013 (BGBL. I S. 973), geédn-
dert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. 4. 2015 (BGBL. I
S. 670), genehmigungsbediirftig. Das Genehmigungsverfahren
wird abweichend von der Einstufung der 4. BlmSchV in An-
wendung der Richtlinie 2012/18/EU des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 4. 7. 2012 zur Beherrschung der
Gefahren schwerer Unfille mit gefahrlichen Stoffen, zur An-
derung und anschliefenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/
EG des Rates (ABL. EU Nr. L. 197 S. 1) — Seveso-IlI-Richtlinie —
mit Offentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt.

Genehmigungsbehorde ist das GAA Braunschweig.
Gemif § 3 ¢ UVPG i. d. F. vom 24. 2. 2010 (BGBI. I S. 94),

zuletzt gedndert durch Artikel 93 der Verordnung vom 31. 8.
2015 (BGBI. I S. 1474), i. V. m. Nummer 9.3.3 der Anlage 1
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UVPG ist im Genehmigungsverfahren eine standortbezogene
Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiithren.

Das Gefahrstofflager soll schnellstméglich in Betrieb ge-
nommen werden.

Der Antrag einschlieBlich der dazu eingereichten Unterla-
gen (Zeichnungen, Erlduterungen usw.) kann

vom 25. 11. bis zum 28. 12. 2015

in den folgenden Stellen zu den jeweils angegebenen Zeiten

eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Ludwig-Winter-Strafle 2,
38120 Braunschweig,
Einsichtmoglichkeit:
montags bis donnerstags
freitags und an Tagen
vor Feiertagen von 8.00 bis 14.30 Uhr
und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 0531
35476-0;

— Samtgemeinde Meinersen,

Rathaus,

Hauptstrafle 1,

38536 Meinersen,

Einsichtmoglichkeit:

montags bis freitags,

aufer mittwochs von 8.00 bis 12.00 Uhr,

donnerstags auch von 14.00 bis 18.00 Uhr

und nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 05372 89-0;
— Verwaltungsaufienstelle Gemeinde Hillerse,

Rolfsbiitteler Strafle 2,

38543 Hillerse,

von 8.00 bis 15.30 Uhr,

Einsichtmoglichkeit:

dienstags von 8.00 bis 12.00 Uhr
und von 13.30 bis 15.30 Uhr,

donnerstags von 14.00 bis 18.00 Uhr.

Diese Bek. und die Antragsunterlagen sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
iber den Pfad ,Bekanntmachungen > Braunschweig — Got-
tingen“ einsehbar.

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen gemifs § 10
Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist (bis zum 11. 1. 2016) schriftlich bei den genannten
Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Gemaif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV i. d. F. vom 29. 5. 1992
(BGBL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 28. 4. 2015 (BGBL. I. S. 670), sind die Einwendun-
gen der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbe-
reich beriihren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Be-
horden bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass
auf Verlangen der Einwenderin oder des Einwenders deren
oder dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe un-
kenntlich gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungs-
gemifen Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht
erforderlich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichformige Ein-
wendungen unberticksichtigt bleiben kénnen, wenn die Un-
terzeichnenden ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder
nicht leserlich angegeben haben.

Der Erorterungstermin wird bestimmt auf:

Mittwoch, den 10. 2. 2016, 10.00 Uhr,
Rathaus der Gemeinde Hillerse,
Kleines Sitzungszimmer,
Rolfsbiitteler Strafde 2,

38543 Hillerse.

Die Durchfithrung des Erorterungstermins liegt im Ermes-
sen der Genehmigungsbehorde.

Bei Bedarf wird die Erérterung jeweils am darauffolgenden
Werktag (ohne Samstag) zur gleichen Zeit an gleicher Stelle
fortgesetzt.

Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch bei
Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erortert.

Gemadf § 10 Abs. 4 Nr. 4 BImSchG kann die Zustellung der
Entscheidung tiber die Einwendungen durch offentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden.

— Nds. MBI Nr. 44/2015 S. 1424

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(ALBA Braunschweig GmbH)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 5. 11. 2015
— BS 14-071 —

Die Firma ALBA Braunschweig GmbH, Frankfurter Strafle 251,
38122 Braunschweig, hat mit Schreiben vom 2. 6. 2014 die
Erteilung einer Anderungsgenehmigung gemafl § 16 Abs. 1
BImSchGi. d. F. vom 17. 5. 2013 (BGBL. I S. 1274), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 76 der Verordnung vom 31. 8. 2015
(BGBL. I S. 1474), fiir u. a. die Anderung des Durchsatzes von
nicht gefahrlichen Schrotten von 30 t/d auf 50 t/d beantragt.
Weitere Anderungen sind u. a. die Erweiterung von Input-
und Output-Abfallschliissel, Nutzungsédnderung der Halle 16
und die Erhohung der Schallschutzwand.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 8.7.1.2 der Anlage 1 UVPG . d. F. vom 24. 2.
2010 (BGBL I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 93 der
Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBL. I S. 1474), durch eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir
das beantragte Vorhaben die Durchfithrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertrég-
lichkeitsprifung fiir das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbstdndig anfechtbar ist.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1425

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(Bioenergie Leinetal GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 29. 10. 2010
— HI-15-021-01-11.5 —

Das Unternehmen Bioenergie Leinetal GmbH & Co. KG,
Obere Strafe 8, 31178 Burgstemmen, hat mit Schreiben vom
24. 7. 2015 die Erteilung einer Genehmigung gemaf} den §§ 4
und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung fiir die Er-
richtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage
zur Erzeugung von Strom fir den Einsatz von Biogas (BHKW)
mit einer Feuerungswiérmeleistung von ca. 1,22 MW am Stand-
ort 31028 Gronau (Leine), Kuhmasch 2, Gemarkung Gronau
(Leine), Flur 18, Flurstiick 8/6, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrédglichkeitsprifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1425
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Nr. 44/2015 Anlage 1 (zu S. 1424)

Niedersachsischer Landesbetrieb fiir
Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

_Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes
der Hase

vom Mittellandkanal (km 119+700)
bis zur Sohlengleite Schiitzenhof Quakenbriick (km 79+150)

im Landkreis Osnabrick

Ubersichtskarte 1 von 3 {

Hase
Bek. d. NLWKN v. 18.11.2015
Az.62023/230/15

Legende D\

B \oriaufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet
|/ /] Festgesetztes USG Hase (2004)
: Blattschnitte der vorlaufigen Sicherung (M. 1:5.000)
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Berichtigung

Berichtigung
der Bek. Naturparke

Die Bek. des MU vom 25. 9. 2014 (Nds. MBI. 2015 S. 1329)

wird wie folgt berichtigt:

Das Datum der Bek. ,,25. 9. 2014 wird durch das Datum ,,25. 9.

2015 ersetzt.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1432

Stellenausschreibung

Beim Landkreis Liineburg ist zum 1. 5. 2016 die Stelle

einer Kreisritin oder eines Kreisrates
(BesGr. B 4)

im Beamtenverhéltnis auf Zeit fiir eine Wahlzeit von acht Jahren zu
besetzen.

Das Aufgabengebiet umfasst neben der verantwortlichen Unterstiit-
zung des Landrates in den Aufgabengebieten Wirtschaftsférderung,
insbesondere der ,,EU-Forderung", leitende Tétigkeiten in den Bereichen
Ordnung, Bauen und Umwelt sowie Veterinarwesen und Lebensmit-
telitberwachung.

Der Fachbereich Ordnung und Umwelt, der Fachdienst Bauen, die
Stabsstelle Regional- und Bauleitplanung sowie die Klimaschutzleit-
stelle sollen schwerpunktméafig zugeordnet werden. Eine Verdnde-
rung des Aufgabenzuschnitts bleibt vorbehalten.

Gesucht wird eine tatkréftige, verantwortungsbewusste und ent-

scheidungsfreudige Fiihrungspersonlichkeit mit

— abgeschlossenem universitirem Hochschulstudium und mehrjih-
riger Berufspraxis,

— Erfahrung in Tétigkeiten mit Querschnitts- und Koordinierungs-
aufgaben,

— Erfahrungen im 6ffentlichen Bauordnungs- und Bauplanungsrecht
sowie in der Umsetzung von EU-Férderprogrammen,

— der Fahigkeit zu perspektivisch-konzeptionellem Denken,

— kooperativem und leistungsorientiertem Fiihrungsstil, Teamfahig-
keit und sozialer Kompetenz sowie

— guter Kommunikationsfdhigkeit, sicherem Auftreten und Ver-
handlungsgeschick.

Kenntnisse im Abfallrecht und im tibrigen Ordnungs- oder Umwelt-
recht sind erwiinscht.

Der Wohnsitz soll im Landkreis Liineburg genommen werden. Der
Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B wird vorausgesetzt.

Der Landkreis Liineburg foérdert die Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung, Frauen werden daher ausdriicklich gebeten, sich auf die
ausgeschriebene Stelle zu bewerben. Schwerbehinderte Bewerberin-
nen und Bewerber werden bei gleicher Eignung bevorzugt berticksich-
tigt.

Néhere Informationen iiber den Landkreis Liineburg finden Sie im
Internet unter www.lueneburg.de.

Bewerbungen mit den tblichen Unterlagen und Referenzen sen-
den Sie bitte bis zum 18. 12. 2015 an den Landrat des Landkreises
Liineburg, Herrn Manfred Nahrstedt, Auf dem Michaeliskloster 4,
21335 Liineburg.

— Nds. MBI. Nr. 44/2015 S. 1432
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	Beiträge zur Tierseuchenkasse für das Jahr 2016
	Öffentliche Bekanntmachung im Rahmen des Verfahrens zur Änderung der Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)

	Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems
	Anerkennung der „Stiftung Religion und Bildung“

	Landeskirchenamt der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
	Zusammenlegung der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden Ottenstein und Vahlbruch (Kirchenkreis Holzminden-Bodenwerder)
	Zusammenlegung der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden Brevörde und Polle (Kirchenkreis Holzminden-Bodenwerder)
	Eingliederung der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden Friedland, Groß Schneen und Reiffenhausen in den Evangelisch-lutherischen Kindertagesstättenverband Südliches Leinetal und Aufhebung des Evangelisch-lutherischen Kindertagesstättenverbandes Region Friedland (Kirchenkreis Göttingen)
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